
Feuersbrünste, Epidemien, Tierseuchen und ausgedehn
ter Pflanzenschädlingsbefall usw.) diese Regelung nicht 
genügte. Die Verordnung schafft den organisatorischen 
Rahmen der auf den verschiedenen Ebenen der Staats
verwaltung eingesetzten Katastrophenkommissionen, 
denen auch die bereits bestehenden Hochwasserkommis
sionen eingegliedert werden, und umschreibt die diesen 
Kommissionen obliegenden Verpflichtungen und zu
stehenden Befugnisse sowie die Verpflichtung jedes 
Bürgers zur Mitwirkung bei der Katastrophenbekämp
fung. Aus der Natur der Sache folgt, daß den Kata
strophenkommissionen erhebliche Vollmachten einge
räumt sein müssen, die sich jedoch im einzelnen wegen 
der verschiedenen Natur aller in Frage kommenden 
Notfälle schwer umgrenzen lassen. Deshalb faßt § 10 
der Verordnung die Befugnisse der Kommissionen dahin 
zusammen, daß sie das Recht haben, „mit verbindlicher 
Wirkung gegenüber allen Staats- und Wirtschafts
organen sowie den Bürgern die Durchführung von Maß
nahmen anzuordnen, die zur Katastrophenverhütung 
und -bekämpfung notwendig sind“; nach § 14 können die 
Vorsitzenden der Kommissionen alle „unerläßlichen 
Maßnahmen zur Katastrophenbekämpfung im Weige
rungsfälle mit unmittelbarem Zwang durchsetzen“. Als 
Rechtsmittel gegen solche Maßnahmen sieht die Verord
nung den — nicht aufschiebenden — Einspruch an die 
übergeordnete Katastrophenkommission vor; endgültig 
entscheidet die zentrale Katastrophenkommission.

Wir sahen oben, daß unser Staat den Bürgern, die bei 
solchen Gelegenheiten, wie der Katastrophenbekämp
fung, körperlichen Schaden erleiden, vollen Versiche
rungsschutz angedeihen läßt; indem auf der anderen 
Seite der Staat mit der vorliegenden Verordnung diese 
Mitwirkung der Bürger mit Recht fordert und Zuwider
handlungen gegen Katastrophenmaßnahmen unter 
Strafe stellt, ist diese Verordnung, wie oben bemerkt, 
eine Art Gegenstück zu jener. § 15 droht für vorsätz
liche Zuwiderhandlung gegen Anordnungen der Kata
strophenkommission Geldstrafen oder Gefängnisstrafen 
nicht unter drei Monaten an, sofern nicht nach anderen 
Gesetzen eine schwerere Bestrafung vorgesehen ist; 
diese Vorschrift wiFd gelegentlich mit § 330 c StGB, der 
im Hinblick auf die dort angedrohte Höchststrafe von 
2 Jahren die Anwendung des § 15 nicht ausschließt, 
andererseits aber auch eine niedrigere Mindeststrafe 
aufweist, in Gesetzeskonkurrenz treten.

Als Bestandteil des Strafvollzugs gegen Jugendliche 
seien die vom Ministerium für Volksbildung erlassenen 
Richtlinien über die Grundschulausbildung und Er
ziehung in den Jugendhäusern vom 20. Februar 1954 
(GBl. S. 236) hier wenigstens erwähnt.

*

Einige minder bedeutsame Bestimmungen auf dem 
Gebiet der Gerichtsverfassung und Rechtsanwaltsorga
nisation, des Kostenrechts, des Notariatsrechts und der 
Justizverwaltung müssen der Vollständigkeit halber 
aufgeführt werden.

Die 2. Durchführungsbestimmung zur Verordnung 
über die Pflichtablieferung vom 21. Januar 1954 (GBl.
S. 138) interessiert hier insofern, als für Streitigkeiten 
aus den in dieser Durchführungsbestimmung behandel
ten Schweinemastverträgen die Gerichte für zuständig 
erklärt worden sind (§ 12). Das ist deshalb bemerkens
wert, weil die große Mehrzahl dieser Verträge zwischen 
volkseigenen bzw. gleichgestellten Partnern abgeschlos
sen Werden, dürfte, da auf der einen Seite stets die 
VEAB oder Konsumgenossenschaften, auf der anderen 
Seite volkseigene, genossenschaftliche und private In
dustrie-,' Handels- und Gewerbebetriebe stehen. Die 
Gerichte werden sich also gelegentlich mit dieser Ver
ordnung, die inhaltlich übrigens keine Schwierigkeiten 
bietet, zu befassen haben.

Eine Änderung der Verordnung über die Bildung von 
Kollegien der Rechtsanwälte brjngt die Verordnung 
vom 18. März 1954 (GBl. S. 311), insofern einerseits klar
gestellt wird, daß die den Kollegien angehörenden An
wälte der Sozialpflichtversicherung unterliegen und 
auch der Lohnschuldneranteil aus dem Verwaltungs
kostenfonds zu decken ist, auf der anderen Seite die 
Höchstgrenze der für den Verwaltungskostenfonds be
stimmten Abzüge von den Eingängen auf 40 °/o erhöht 
wird. Nicht alle Anwaltskollegien werden von der 
letzten Vorschrift Gebrauch machen, da ein Teil von

ihnen mit der bisherigen Höchstgrenze von 30 °/o sein 
gutes Auskommen findet, und es wird wichtig sein, die 
Gründe dafür zu ermitteln, weshalb das nicht bei allen 
Kollegien der Fall ist.

Uber die Anordnung über Stundung und Erlaß von 
Kosten im Bereich der Justiz vom 25. März 1954 (GBl.
S. 315) hat bereits K o c h in NJ 1954 S. 236 nähere Aus
kunft gegeben; eine weitere kostenrechtliche Maßnahme 
aus der Berichtszeit ist die Anordnung über die Kosten 
für die Tätigkeit der Gerichtsvollzieher vom 13. Februar 
1954 (ZB1. S. 57), deren Erlaß durch die gerichtsverfas
sungsmäßig neue Stellung der Gerichtsvollzieher erfor
dert wurde. Für die Geschäftsführung der staatlichen 
Notariate und Notare von Bedeutung ist die gemeinsame 
Rundverfügung des Ministers der Justiz und des Staats
sekretärs für innere Angelegenheiten über die Verwah
rung der Verfügungen von Todes wegen und Benach
richtigung bei Sterbefällen vom 9. Januar 1954 (ZB1. S. 
33) und für die Geschäftsstellen der Gerichte die Anord
nung über die öffentliche Bekanntmachung im Konkurs
verfahren durch die Justizorgane vom 6. Januar 1954 
(ZB1. S. 28).

Obwohl ihre Veröffentlichung nicht in den allgemei
nen Verkündungsorganen, sondern lediglich im Amt
lichen Nachrichtenblatt des Justizministeriums stattge
funden hat, scheint mir die Anordnung des Ministers der 
Justiz über die Organisation und Tätigkeit der dem Mi
nisterium der Justiz unterstellten Organe der Justiz
verwaltung vom 15. Februar 1954 (Verfügungen und Mit
teilungen des Ministeriums der Justiz, Sondernummer 
vom 10. März 1954) von wesentlich höherer Bedeutung 
zu sein als die zuletzt genannten gesetzgeberischen Maß
nahmen. Sie stellt in der jahrhundertealten Geschichte 
der preußisch-deutschen Justizverwaltung etwas Erst
maliges dar: die erste von der Spitze der Verwaltung 
selbst herrührende zusammenfassende Darstellung der 
Struktur, Organisation, Zuständigkeiten und Aufgaben 
der Justizverwaltung.

Für die meisten Juristen war „die Justizverwaltung“ 
von jeher ein Buch mit sieben Siegeln, in dessen tiefsten 
Geheimnissen' sich immer nur einige besonders einge
fleischte Verwaltungsmänner an den Oberlandesgerichten 
und in den Justizministerien der deutschen Bundesstaa
ten zurechtfanden. Dieser Zustand hatte vor allem zwei 
Ursachen: einmal die weitgehende Verquickung der 
Verwaltung mit der Rechtsprechung, so daß man nie
mals recht wußte, wo die eine anfing und die andere 
auf hörte; sodann die Tatsache, daß es keine Kodifikation 
des Justizverwaltungsrechts gab, seine Quelle vielmehr 
ein Mosaik von hunderten und tausenden von schwer 
auffindbaren Kabinettsordres, Allerhöchsten Erlassen, 
Allgemeinen Verfügungen usw. war.

Schwerpunkte der Justizverwaltung waren vor 1934 
die Justizministerien der früheren Bundesstaaten, die 
Oberlandesgerichtspräsidenten und die Landgerichtsprä
sidenten. Der nationalsozialistische „Neuaufbau des Rei
ches“ übertrug die Zuständigkeit der Justizministerien 
der Bundesstaaten auf das Reich, ohne daß sachlich we
sentliche Änderungen erfolgten. Nach 1945 wurde expe
rimentiert: zunächst brachten die nunmehr im früheren 
Provinzmaßstabe bestehenden Justizministerien einen 
Teil der Geschäfte an sich, die früher dem Oberlandes
gerichtspräsidenten zustanden, wobei sich aber gleich
zeitig eine bestimmte Rivalität zwischen jenen und der 
Deutschen Justizverwaltung in Berlin entwickelte; mit 
der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
und besonders der Auflösung der Länderregierungen 
setzte dann eine teils rückläufige, teils aber auch weiter 
zentralisierende Bewegung ein und die Tendenz zur Be
freiung der Gerichte von Justizverwaltungsarbeit be
gann, gegen die traditionellen Zuständigkeiten anzu
kämpfen. Schließlich vermittelte die Delegierung einer 
Reihe unserer führenden Juristen zu einer Studienreise 
in die Sowjetunion diesen einen lebendigen Anschau
ungsunterricht darüber, wie eine moderne, wirksame 
und demokratische Justizverwaltung auszusehen hat8), 
und bald darauf gab die der großen Verwaltungsreform 
folgende Reform unserer Gerichtsverfassung die Gele
genheit, diese Erfahrungen praktisch zu verwerten. 
Nicht. nur die auch formal als Verwaltungssachen

8) vgl. Benjamin, „Deutsch- Juristen in der Sowjetunion“, in 
NJ 1952 S. 345.
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